
Das Bezirksgericht hat aber auch ein begründetes 
Interesse der Klägerin an der strittigen Wohnung des­
halb verneint, weil ihre Mutter nicht in dem behaup­
teten Umfang pflegebedürftig sei. Die Tatsache, daß 
sich die Mutter der Klägerin zur Zeit der Besichtigung 
der Wohnung durch das Bezirksgericht nicht in ihrer 
Wohnung aufhielt, vermag die über ihren Gesundheits­
zustand in der Bescheinigung der Hygieneinspektion 
getroffenen Feststellungen nicht zu entkräften.

Diesen Gründen gegenüber hat der Verklagte ledig­
lich vorgetragen, daß er Schwerbeschädigter sei und 
die strittige Wohnung günstig zur Omnibushaltestelle 
liege. Der erste Zivilsenat hat in seiner Entscheidung 
vom 5. Februar 1954 — 1 Zz 2/54 — (NJ 1954 S. 179) zwar 
ausgesprochen, daß deshalb, weil nach Art. VIII Abs. lb 
III des damals geltenden Wohnungsgesetzes vom
8. März 1946 bei der Raumverteilung eine schwerbeschä­
digte Person vor anderen gleichberechtigten Personen 
zu bevorzugen sei, dies auch bei der Interessenabwägung 
nach § 4 MSchG gelten müsse. Auch nach § 7 der Wohn­
raumlenkungsverordnung vom 22. Dezember 1955 
(GBl. I 1956 S. 3) haben Schwerbeschädigte Anspruch 
auf bevorzugte Zuteilung von Wohnraum. Aus dieser 
an sich übereinstimmenden gesetzlichen Regelung er­
gibt sich, daß auch heute noch bei der Interssenabwä- 
gung nach § 4 MSchG bei gleichberechtigten Personen 
die bei einer Person vorliegende Schwerbeschädigung 
ausschlaggebend sein kann. Keineswegs kann dies 
jedoch dazu führen, daß ein solches Vorrecht einer 
Partei allen rechtserheblichen Interessen der anderen 
vorgeht und solche etwa überhaupt nicht mehr berück­
sichtigt werden könnten. Vor allem darf auch dieses 
Vorrecht nicht zu einer schikanösen Rechtsausübung 
benutzt werden.

Es steht fest, daß dem Verklagten vom Rat der Ge­
meinde bereits drei andere Wohnungen zugewiesen 
worden sind, die ebenfalls günstig gelegen und seiner 
jetzigen Wohnung völlig gleichwertig waren. Darüber 
hinaus ist, weil der Verklagte einmal den Wunsch ge­
äußert hatte, in seine Heimatstadt überzusiedeln, ein 
entsprechender Ringtausch organisiert worden. Er hatte 
auch bereits einmal Auftrag zur malermäßigen Vor­
richtung einer der Wohnungen erteilt. Der Rat der 
Gemeinde hat deshalb festgestellt, daß der Verklagte 
die Lösung der strittigen Wohnraumfrage auf fried­
lichem Wege hemmt.

Es mag richtig sein, daß die Klägerin außer nach § 4 
MSchG keinen gesetzlichen Anspruch auf Zuweisung 
einer Wohnung in ihrem eigenen Hause hat. Es darf 
aber nicht übersehen werden, daß die Klägerin erst­
malig einen ihr zustehenden Wohnraum in Anspruch 
nimmt und in solchen Fällen, in denen es sich nicht um 
ausgespochene Miethäuser handelt, es in der Regel 
zweckmäßig sein wird, wenn der Eigentümer in seinem 
Grundstück auch wohnt. Sinn und Zweck der Errich­
tung derartiger Ein- und Zweifamilienhäuser ist doch 
gerade der, für die Familie im engeren und weiteren 
Sinne Wohnraum zu schaffen. Mit Rücksicht auf die 
noch immer angespannte Wohnraumlage ist die Gesell­
schaft auch an der Erhaltung des in privatem Eigentum 
stehenden Wohnraumes interessiert. Daß aber der Haus­
eigentümer, der sein Grundstück selbst bewohnt und 
möglicherweise auch gärtnerisch nutzt, an dessen Er­
haltung und Verbesserung mehr interessiert ist als der, 
der anderswo zur Miete wohnt, bedarf keiner 
Erörterung.

Unter diesen Umständen kann die Berufung des 
Verklagten auf seinen Körperschaden nicht dazu führen, 
die Dringlichkeit des Eigenbedarfs der Klägerin aus­
zuräumen, zumal ihm jeglicher andere stichhaltige 
Grund für seine Weigerung, auszuziehen, fehlt. Finan­
zielle Nachteile würden ihm auch nicht erwachsen, da 
sich die Klägerin zur Übernahme der Umzugskosten 
innerhalb des Kreisgebiets bereit erklärt hat.

Schließlich ist die Entscheidung des Bezirksgerichts 
aber auch deshalb fehlerhaft, weil sie, ohne daß sich 
das Gericht damit auseinandersetzt, im Widerspruch zu 
den Auffassungen staatlicher und gesellschaftlicher 
Institutionen, die sich in dieser Sache geäußert haben, 
steht. Die Vereinigung der gegenseitigen Bauemhilfe, 
die Hygieneinspektion des Rates des Kreises und der 
Rat der Gemeinde haben die Berechtigung des Klage­
begehrens anerkannt. Es zeugt nicht gerade von einer

auch für die Lösung der Aufgaben der Justiz unbedingt 
erforderlichen, sich aus der Einheitlichkeit unserer 
Staatsgewalt ergebenden Zusammenarbeit zwischen 
Gericht und örtlichen Organen, wenn deren Stellung­
nahmen, in denen sich die Auffassungen breiter Kreise 
der Werktätigen widerspiegeln, ignoriert oder mit 
wenig überzeugenden Agumenten als unrichtig an­
gesehen werden.

§§ 868, 930 BGB.
Zur Frage der Zulässigkeit der Vereinbarung von 

Siclierungsübereignungsverträgen zwischen Bürgern.
Stadtgericht von Groß-Berlin, Urt. vom 17. April 1959 

- 1 BC 17/59.
Der Kläger hat mit der Firma H. folgenden Vertrag ge­

schlossen:
„Sicherungsvertrag (Darlehnsvertrag).

Zwischen Herrn L. als Darlehnsgeber und der Firma 
H. wird hiermit folgender Vertrag geschlossen:

Die Firma H. erkennt das Darlehn in Höhe von 
8000 DM zu einem Zinssatz von 5 Prozent pro Jahr als 
zu Recht an und übereignet zur Sicherung dieses Dar- 
lehns den ihr gehörenden Lastkraftwagen ... an Herrn
L. Der Darlehnsnehmer versichert, daß das Fahrzeug 
in seinem alleinigen Eigentum steht und Ansprüche 
Dritter an demselben nicht bestehen. Die Rückzahlung 
des Darlehns erfolgt ab 30. März 1957 bis 30. Juni 1957. 
Dem Darlehnsnehmer steht das alleinige Nutzungs­
recht des Fahrzeuges zu. Der Vertrag erlischt nach 
Rückzahlung des Darlehns.“

Die Firma H. hat das Fahrzeug — wie vereinbart — in 
ihrem Betrieb uneingeschränkt genutzt.

Der Verklagte, ein volkseigener Betrieb, hat wegen seiner 
Forderung in Höhe von 6230 DM gegen die Firma H. einen 
vollstreckbaren Schuldtitel erlangt und in Durchführung 
der Zwangsvollstreckung den dem Kläger zur Sicherung 
übereigneten LKW pfänden lassen. Die vom Kläger, dem 
Darlehensgeber, geforderte Freigabe hat der Verklagte ab­
gelehnt.

Der Gerichtsvollzieher hat den LKW zum Zweck des 
Verkaufs an das Staatliche Vermittlungskontor übergeben, 
von dem er auch verkauft worden ist. Bereits vor dem 
Verkauf hatte der Kläger zusammen mit der Klageschrift 
den Antrag gestellt, die Zwangsvollstreckung bis zur Ent­
scheidung in dieser Sache einstweilen einzustellen.

Durch Beschluß hat der Senat gemäß §§ 805, 769 ZPO die 
Hinterlegung des Erlöses angeordnet mit der Begründung, 
daß dem Kläger ein besitzloses Pfandrecht zustehe.

Der Kläger hat nunmehr den Antrag gestellt, ihn aus 
dem Reinerlös aus der Verwertung des LKW vor dem 
Verklagten zu befriedigen.

Der Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er 
hat sich die vom Generalstaatsanwalt von Groß-Berlin in 
seiner schriftlichen Stellungnahme vertretene- Rechts­
auffassung zu eigen gemacht und ausgeführt, daß die 
Sicherungsübereignung ungesetzlich und daher unwirksam 
sei. Der Kläger habe daher weder das Eigentum noch ein 
Pfand- oder Vorzugsrecht erworben, mit dessen Hilfe er 
seinen Klageanspruch durchsetzen könnte.

Unter diesen rechtlichen Gesichtspunkten hat auch der 
Generalstaatsanwalt von Groß-Berlin die Meinung ver­
treten, daß die Klage abzuweisen sei.

Demgegenüber hat sich der Kläger darauf berufen, daß 
das von ihm in Anspruch genommene Recht seine Stütze 
in den §§ 930, 868 BGB finde.

Aus den G r ü n d e n :
Der Kläger hat ein zur bevorzugten Befriedigung 

führendes Pfand- öder Vorzugsrecht im Sinne des § 805 
ZPO nicht erlangt. Die in dem Vertrag mit der Firma H. 
vereinbarte Sicherungsübereignung hat solches Recht 
nicht begründet. Sie ist als ungesetzlich zu bezeichnen 
und daher unwirksam. Die in unserem Staat sanktio­
nierten Normen des Bürgerlichen Gesetzbuchs lassen als 
Kreditsicherung durch bewegliche Sachen nur das in 
den §§ 1205 ff. BGB geregelte vertragliche Besitzpfand­
recht zu. Für seine Entstehung aber ist erforderlich, 
daß der Eigentümer die Sache dem Gläubiger übergibt 
und beide darüber einig sind, daß dem Gläubiger ein 
Pfandrecht zustehen soll. Nur ein in dieser Weise be­
stelltes Pfandrecht entspricht vollends dem juristischen 
Vorgang und dem mit der Sicherung verfolgten öko­
nomischen Zweck.

Das trifft nicht zu für die im kapitalistischen Staat 
unter Umgehung des Gesetzes im Wege der Recht­
sprechung eingeführte — im übrigen auch dort stark
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